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Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein Bayerisches Integrationsgesetz, 

(Drs. 17/11362) 

- Zweite Lesung - 

hierzu: Artikel 15 

"Bayerischer Integrationsbeauftragter und Bayerischer Integrationsrat" 

hierzu: 

Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 

Hans-Ulrich, Pfaffmann u. a. und Fraktion (SPD), 

hier: Nummern 14 und 16 (Drs. 17/13211) 

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Frau Kollegin Steinberger das Wort.  

Rosi Steinberger (GRÜNE): Herr Präsident, liebe  Kolleginnen und Kollegen! Ich muss gestehen, es 

fällt mir schwer, nach diesen Äußerungen des Kollegen Kreuzer zur Tagesordnung zurückzukehren. 

Ich bin sehr enttäuscht, wohin sich die Debattenkultur in diesem Landtag entwickelt hat. Ehrlich gesagt 

bin ich froh, dass nicht sehr viele Leute oben sitzen, die das noch mit anhören müssen. 

Wir beklagen in der gesamten Beratung, gestern und heute, dass dieses Integrationsgesetz mehr 

spaltet als zusammenführt. Wir beklagen, dass dieses Integrationsgesetz nur fordert und nicht auch 

fördert. Und wir beklagen, dass mit diesem Gesetz die Spaltung in die Gesellschaft hineingetragen 

wird. Mit dem Redebeitrag des Kollegen Kreuzer wurde diese Spaltung massiv auch in den Landtag 

hineingetragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)  

Leider wurde damit eine Chance vertan. Herr Kollege Kreuzer – er ist nicht mehr da – hätte die 

Möglichkeit gehabt, etwas Schärfe aus dieser Diskussion herauszunehmen.  

(Zuruf von der CSU: Die Sie hineingebracht haben!)  

Ich hätte es mir sehr gewünscht. Leider wurde diese Chance vertan.  

Genauso wird mit Artikel 15 des Integrationsgesetzentwurfs eine Chance vertan. Es geht um den 

Integrationsbeauftragten oder die Integrationsbeauftragte; ich werde aus aktuellem Anlass nur noch 

die weibliche Form verwenden. 

Wir alle, die CSU-Fraktion genauso wie wir, wollen eine Integrationsbeauftragte. Aber das 

Integrationsgesetz hätte – –   

(Unruhe)  

– Vielleicht könnten Sie um Ruhe bitten, Frau Präsidentin  
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Das Integrationsgesetz hätte die Möglichkeit geboten, das Amt einer Integrationsbeauftragten mit 

Einfluss, Durchschlagskraft und wirklich der Bedeutung, die dieser Position gebührt, zu schaffen.  

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)  

– Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Leider wurde diese Chance vertan.  

Sie können nun Ihren eigenen Gesetzentwurf nicht vorstellen; das übernehmen wir gern für Sie. Sie 

wollen, dass die Integrationsbeauftragte vom Ministerpräsidenten berufen wird. Das ist zu uns zu 

schwach. Diese Position muss wesentlich stärker legitimiert sein. Wir wollen, dass die 

Integrationsbeauftragte vom Landtag berufen wird.  

(Beifall bei den GRÜNEN)  

Nach dem Willen der CSU soll die Integrationsbeauftragte bei der Staatskanzlei angesiedelt werden 

und mit den Ministerien zusammenarbeiten. Das ist uns für diese Position zu schwach. Wir wollen die 

Integrationsbeauftragte in einem eigenen Ministerium ansiedeln, damit sie auf Augenhöhe mit 

Ministern verhandeln kann.  

Was den Aufgabenbereich angeht, so wollen Sie, dass die Integrationsbeauftragte Anregungen 

diverser Gruppen aufnimmt und Maßnahmen anregt. Zudem soll sie einen Integrationsrat – der nicht 

näher definiert ist – einberufen können.  

(Interner Wortwechsel zwischen Abgeordneten  der CSU und der SPD – Glocke der 

Präsidentin) 

– Vielleicht können Sie wenigstens ein bisschen zuhören. Das wäre nicht schlecht. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Volkmar Halbleib (SPD): Die haben ein schlechtes Gewissen da 

drüben! – Markus Rinderspacher (SPD): Mein Büro ist auch beschmiert worden! Ich wäre nie 

auf die Idee gekommen, dies der CSU in die Schuhe zu schieben! – Glocke der Präsidentin)  

Eigentlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, geht es hier um einen wichtigen Punkt des 

Integrationsgesetzes; ich wäre froh, wenn ich dazu bei einem Mindestmaß an Ruhe ausführen könnte.  

Unserer Meinung nach muss die Integrationsbeauftragte einen vernünftigen Rahmen zum Arbeiten 

bekommen. Wir wollen dieser Person eine Stimme im Kabinett geben. Wir wollen, dass diese Person 

eine wichtige Stimme in der Zusammenarbeit mit anderen Ministern hat und nicht nur in 

Podiumsdiskussionen auftaucht. Wir GRÜNEN wollen ein eigenes Ministerium, das für die Integration 

zuständig ist. Das ist das Mindeste, was wir erwarten, wenn Integration in diesem Land tatsächlich 

ernst gemeint ist. Wir wollen einen Integrationsrat installieren, der diesen Namen verdient. Wir wollen 

eine institutionalisierte Form dieses Integrationsrats.  

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

Wir wollen definieren, wer beteiligt ist: die kommunalen Integrationsbeiräte, die Wirtschaftsverbände, 

der Flüchtlingsrat, die Vertriebenenverbände und die kommunalen Spitzenverbände. Das wäre ein 

Integrationsrat, der diesen Namen verdient hätte. Ein solcher Integrationsrat würde tatsächlich zur 



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode - Plenarprotokoll 17/89 - Protokollauszug v. 08.12.2016  

Integration in dieses Land beitragen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Wiederholung fällt mir 

schwer, aber es ist meine tiefste Überzeugung: Nur gemeinsam gewinnen  wir.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der  SPD)  


